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Das Gespräch
Die 3s-Stunden-Woche ist
im Gespräch. Worauf es an-
kommt, das ist, eine millio-
nenfache Zustimmung zu
den Forderungen der Ge-
werkschaften zu erreichen.
Noch werden in der Öfient-
lichkeit manche Zweilel
über die Nützlichkeit und
Machbarkeit der 35-Stun-
den-Woche bei vollem
Lohnausgleich geäußert.
Die Mehrzahl der Medien
betreibt die Unternehmer-
propaganda. Die Bundesre-
gierung stehl geschlossen
gegen die Gewerkschaften.
Und gegenüber den Beleg-
schaften tritt das Kapital mit
rigorosem Herr-im-Hause-
Standpunkt auf. So, wie die

Kommunisten als konse-
quente Gewerkschafter auf-
treten, so unterstützen sie
natürlich in Gespräch und
Aktion die gewerkschaftli-
chen Forderungen mit allem
Nachdruck.
Die 3s-Stunden-Woche ist
notwendig; sie ist machbar;
sie ist linanzierbar; sie kann
zu Ertolgen bei der Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze
führen: und die KommunF
sten, die Mitglieder der Ar-
beiterpartei, weisen nach,
wie eng Abrüstung mit Ar-
beitszeitverringerung zu-
sammenhängt; und wie
dringend notwendig es ist,
da8 ein System, das nicht
mehr die elementarsten
Menschenrechte gewährlei-
sten kann oder will, zum Ab-
treten verurteilt ist, einer
neuen Gesellschaftsord-
nung, dem Sozialismus,
Platz zu machen hat.

Fragen

Auch dieses Sonderbil-
dungsheft besteht zu seF
nem größten Teil aus Fra-
gen, die zum Thema der
3s-Stunden-Woche bei vol-
lem Lohnausgleich gestellt
werden. Sie sollen nicht
wiederholt werden. Gut wä-
re, wenn die Leserinnen und
Leser an dieser Stelle sol-
che Fragen notieren wür-
den, die in ihrem Kollegen-
kreis, bei ihren Nachbarn,
Freunden und Bekannten
geslellt werden. Sie im Bil-
dungsabend zu behandeln,
macht die Argumentation
noch überzeugender.
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Die DKP und
der Kampf um
die 3s-Stunden-Woche

getordert, sie müssen Farbe
b6kennen.
Die Unternehmerverbände
haben eine beispiellose
Kampagne zur Verketze-
rung der 35-Stunden-Wo-
che gestartet. Sie wollen die
Verküzung d6r Wochsnar-
beitszeit um ieden Preis
verhind€rn. Die SuperProfits
des GroBkapitels sollen un-
angetastet bleiben. Man will
die Massenerbeitslosigkeit
auch weiterhin als Knüppel
zur Disziplinierung der noch
Beschäftigten, als Druckmit-

tel zum weiteren Abbau der
Reallöhns einsetzEn. Die
Unternehmerverbände set-
zen alles daran, dgn Ge-
werkschaften eine Niederla-
ge zu bereiten, um damit
auch für künftige Ausoinan-
dersetzungen die KamPrbe-
dingungen zu verschlech-
tem.
Sie finden bei dieser Strate-
gie die volle Unterstützung
der Bonner KoalitionsPar-
teien und der Regierung.
Bundeskanzler Kohl hat die
Forderung nach Verküzung
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Bet lebsrätekonf.*r, der DKP. Es spticht Präsidiumsmitglied Wemer Cieslak: .Der- fanpf um db
S1äiiaäi-Wocne Oei votlem Lohnau;gtelch und votler tJmietzung in entsprcchende Arbeitsplätze hat
ä"iiiri o-oe a,tchaftltche und sozi;te, sondem auch hohe politische Bedeutung. Es geht um die ent'
scheidenäe Frage, der Loglk des KaPitats bei det Bewältigung det gegg!ryrtig9tl !<r|.:?.die Logik der Ar-scheidenAe Fraoe. der Loolk des Kapilals bei det Bewäftigung det gegenwärtigen Krlse a

beiterkhssa anigcgenzuätzen.' von Manlrcd Scholz lotogralioi am 12. 2. 194 in Köln,

Einleitung

Mit der gewerkschaftlichen
Kampagne tür die 3s-Stun-
den-Woche bei vollem
Lohnausgleich hat eine der
bedeutondsten Klassenaus-
einandersetzungen in der
Geschichte der Bundesre-
publik begonnen. Alles deu-
tet darauf hin, daß sie auch
zu einer der härtesten Aus-
einandersetzungen wird. Al-
le politischen Kräfte sind
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der Wochenarbeitszeit als
,dumm und löricht" be-
zeichnet. Wirtschaftsgraf
Lambsdortf malt das Ge-
spenst des Zusammen-
bruchs der Wirtschaft an die
Wand. Und Arbeitsminister
Blüm hat die Eintührung der
sogenannten Vorruhe-
standsregelung mit dem
Nein zur Verküeung der
Wochenarbeitszeit verbun-
den.
Führende Kräfie der SPD
nehmen eine widersprüchli-
che Haltung ein. Sie haben
eine bundesweite lnforma-
tionskampagne zur Arbeits-
zeitverkürzung angekün-
digt. Dieses Vorhaben ist an
sich begrüßenswert. Die
SPD als die bei weitem
stärkste Kraft der politi-
schen Arbeiterbewegung
unseres Landes könnte da-
mit ein beachtliches Gegen-
gewicht gegen die von den
Unternehmerverbänden und
den Regierungsparteien
inszenierte antigewerk-
schaftliche Kampagne
schaffen. Der Wert einer
solchen lnformationsoffen-
sive wird allerdings dadurch
wesentlich beeinträchtigt,
wenn dabei die Unterstüt-
zung der Forderung nach
der 35-Stunden-Woche kei-
nen Vorrang vor weniger
greifenden und weniger in
der Auseinandersetzung
stehenden Forderungen zur
Verkürzung der Arbeitszeit
haben soll. Hinzu kommt,
daß SPD-Bundesgeschäfts-
führer Glotz bei der Erläute-
rung der SPD-Kampagne
verlauten ließ, daß ,eine
deutliche Verküzung der
Wochenarbeitszeit auch
über einen geringeren
Lohnanstieg finanziert wer-
den muB".
Auch die Grünen haben kei-
ne eindeutige Position in
dieser Frage. lnsbesondere
gibt es unterschiedliche
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haltsgruppen gefordert.
Die einzige Partei, die ohne
Wenn und Aber die gewerk-
schaftliche Kampagne für
die 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich unter-
stützt, ist die DKP. Bereits
in ihrem 1978 beschlosse-
nen Parteiprogramm hat sie
dieser Forderung einen zen-
tralen Platz bei den näch-
sten sozial- und wirtschafts-
politischen Autgaben einge-
räumt. Der Vorsitzende der
Partei, Herbert Mies, konnte
denn auch im Berichl des
Parteivorstandes an den 7.
Parteitag im Januar 1984
unterstreichen:
,Die DKP unterslützt mit
ganzer Kraft die gewerk-

Kampf gegen die Massenar-
beitslosigkeit, für die Siche-
rung und schaffung von Ar-
beitsplätzen, für die Rechte
und lnteressen der Arbeits-
losen, für die 3s-Stunden-
Woche bei vollem Lohnaus-
gleich - das ist höchste
Klassenpflicht. Das ist und
bleibt die zentrale Aufgabe
der wirtschafts- und sozial-
politischen Tätigkeit unserer
marxistischen Arbeiterpar-
tei, aller Kommunistinnen
und Kommunisten."

Worin sehen die Kommuni-
sten ihre vorrangigen Infor-
mationsaufgaben zur Unter-
stützung der gewerkschaft-
lichen Kampagne?

Aussagen zum Lohnaus- schaftlichen Aktionen zur
gleich. ln der Regel wird vol- Durchsetzung der 3s-Stun-
ler Lohnausgleich nur tür den-Woche bei vollem
die unteren Lohn- und Ge- Lohnausgleich.. . Der
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l. Zuerst Unternehmer-Argumente
widerlegen.

Die DKP weist entschieden
die Angriffe der Unterneh-
merverbände und ihrer poli-
tischen Lobby auf die For-
derungen nach d6r 35-Stun-
den-Woche zurück. Die
Kommunisten unterstützen
und verbreiten die von den

Gewerkschaften entwickel-
ten Argumente für die Not-
wendigkeit und Möglichkeit
der Einführung der 35-Stun-
den-Woche.
Worin bestohen die Haupt-
einwände der Gegner der
35-Stunden-Woche?

NOTIZEN

Keine neuen Arbeitsplätze?
'L Die Unternehmer und ih-
re politische Lobby behaup-
ten, die 35-Stunden-Woche
schatfe keine neuen Ar-
beitsplälze.
Diese Behauptung ist nicht
stichhaltig.
Sie wird durch die Erfahrun-
gen der Vergangenheit wi-
derlegt.
So berechnete z. B. das ln-
stitut für ArbeitsmarK- und
Berufsforschung der Bun-
desanstalt lür Arbeit, daß
durch die Arbeitszeitverkür-
zungen zwischen 1973 und
1979 es eine Million Be-
schäftigte mehr und 650 000
Arbeitslose weniger gibt
als ohne diese Arbeitszeit-
verkürzungen.
Für die 3s-Stunden-Woche
ergibt sich nach den Be-
rechnungen der Gewerk-
schaften und der alternati-

Wirtschaftswissen-
schaftler folgendes: Wenn
alle Beschäftigten in der
Woche fünl Stunden weni-
ger arbeiten, müßten 2,8
Millionen neue Arbeitsplätze
geschaffen w6rden, um die
gleiche Produktionsmenge
zu schatfen. Das DcB-lnsti-
tut WSI und auch die alter-
nativen Wirtschaftswissen-
schaftler befürchten zwar,
daB die Unternehmer durch
weitere Leistungssteigorun-
gen versuchen werden, et-

wa 50 Prozent der Arbeits-
zeitverkürzung wieder rein-
zuholen. Aber selbst dann
bleiben unterm Strich noch
etwa 1,5 Millionen neue Ar-
beitsplätze übrig. Das WSI
hat außerdem errechnet,
daß eino Leistungssteige-
rung in dem Maße kaum
noch möglich ist, so daß die
Zahl sogar noch darüber lie-
gen könnte.

Hinzu kommt folgendes: Ein
Arbeitsloser,kostet" den
Staat im Durchschnitt etwa
27 000 DM im Jahr wegen

Unterstützungszahlungen
und nicht eingenommener

Steuern und Sozialbeiträge.
Empfänger von Arbeitslo-
sengeld ,kosten' sogar fast
29 000 DM. Die Arbeitslosig-
keit von 2,5 Millionen Arbei-
tern und Angestellten ,ko-
stet' den Staat damit rund
70 Milliarden DM im Jahr.
Wenn durch die 3s-Stun-
den-Woche 1,5 Millionen Ar-
beitslose weniger sein
könnten, würde der Staat
gut 40 Milliarden DM mehr
zur Verfügung haben kön-
nen, die für ein Arbeitsbe-
schaff ungsprogramm einge-
setzt, eine weitere beträcht-
liche Zahl von Arbeitsplät-
zen bringen und zugleich
dringende Nöte im Bereich
des Umweltschutzes, im so-
zialen Wohnungsbau und in
anderen Bereichen lindern
könnlen.
All das sind selbstverständ-
lich nur Möglichkeiten. Was
daraus Wirklichkeit werden
kann, hängt vom Kampf der
Arbeiterklasse und ihren
Gewerkschaften ab.
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Die 35-Stun- fähigkeit?

hen davon ist das Argument den-Woche ist also von den

Was wird aus den lnvestitionen?

von der Unbezahlbarkeit
nicht haltbar.
Die DKP hat im Bericht ih-
res Parteivorstands an den
7. Parteitag auf folgende
Zahlen hingewiesen, die
kaum zu widerlegen sein
dürtten: Die vom WsFlnsti-
tut und den alternativen
Wirtschaf tswissenschaft lern
errechnete Beschäftigungs-
möglichkeit für 1,5 Millionen
Arbeitslose im Ergebnis der
35-Stunden-Woche würde
zu einer Erhöhung der
Lohn- und Gehaltssumme

3. Die Unternehmer und ih-
re politischo Lobby behaup-
ten, die 3s-Stunden-Woche
bei vollem Lohnausgleich
erschwere den Unterneh-
mern die Möglichkeit, zu-
sätzliche lnvestitionen zu tä-
tig6n und damit Arbeitsplät-
ze zu schatfen. Auch diese
Bohauptung hält keiner
ernsthaflen Prüfung stand.
Unter Bedingungen wie
h6ute, wo die Produktions-
kapazitäten bei weitem
nicht ausgelastet sind, inve-
stiersn Unternehmer kaum
für die En,eiterung dieser
Kapazitäten. Nach Umfrage-
ergebnissen investieren
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Arbeitern und Angestellten
längst bezahlt.

Dabei ist für die Kommuni-
sten der volle Lohnaus-
gleich bei der 35-Stunden-
Woche unverzichtbar. Sonst
wäre - wie im OKP-,Ak-
tionsprogramm'84' festge-
stellt - Arbeitszeitverkür-
zung nichts anderes als ta-
rifuertraglich vereinbarte
Kurzarbeit und Kauf kraft ein-
schränkung, die wiederum
größere Arbeitslosigkeit zur
Folge hätten.

denn auch drei Viertel der
Betriebe ausschließlich zum
Zwecke der Bationalisie-
rung und damit der Vernich-
tung von Arbeitsplätzen.
lm übrigen ist der reinve-
stierte Anteil an den Gewin-
nen innerhalb von zwei Jah-
ren von 52 auf 31 Prozent
abgesacK. Seit Jahren wer-
den riesige Summen aus
den bundesdeutschen Un-
ternehmen gezogen und für
betriebsfremde Zwecke -
für den Kauf anderer Unter-
nehmen, für lmmobilien im
ln- und Ausland, für Speku-
lation sowie für Luxus und
Prasserei - verwendet. ln

4. Die Unternehmer und ih-
re politische Lobby behaup-
ten, die 3s-Stunden-Woche
gefährde die Wettbewerbs-
fähigkeit der bundesdeut-
schen Wirtschaft. Auch das
ist ein Ammenmärchen.
Für ein Land wie die Bun-
desrepublik, das vorwie-
gend technische Spitzen-
produkte ausführt, sind auf
dem Weltmarkt vor allem
das technische Niveau, der
Service usw. ausschlagge-
bend. Auch die Wechselkur-
se sind für die internationa-
len Wettbewerbschancen
wichtiger als das inländi-
sche Lohnniveau.
Und was das von den Unter-
nehmern vielgenannte Bei-
spiel der angeblich so nied-
rigen Lohnkosten als Ge-
heimnis der groBen japani-
schen Wettbewerbsfähig-
keil betrifft, so betrug in Ja-
pan der Anstieg der Lohn-
kosten einschlieBlich der
Lohnnebenkosten von 1970
bis 1983 356 Prozent; bei
uns betrug dieser Anstieg
im gleichen Zeitraum nur
189 Prozent, also nur etwa
die Hälfte. Deshalb hat sich
die Konkurrenrähigkeit der
Japaner allerdings gegen-
über der Bundesrepublik
keineswegs verschlechtert.
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ll. Die beiden großen Bewegungen
gehören zusammen

lhre zweite wichtige Aufga-
be sehen die Kommunisten
darin, allen Versuchen ant-
gegenzutreten, die beiden
wichtigsten demokratischen
Bewegungen der Gegen-
wart in unserem Lande - die
Friedensbewegung und die
Bewegung für die 3s-Slun-
den-Woche - gegeneinan-
der auszuspi6len.
Diese beiden Bewegungen
unterscheiden sich natürlich
voneinander. Nicht nur, daß
die unmittelbaren Aktions-
ziele offensichtlich verschie-
den sind, auch die Mitstrei-
ter in diesen Bewegungen
sind - iedenfalls teilw€ise -
nicht die gleichen. Entspre-
chend gibt es in den beiden
Bewegungen auch in gewis-
sem Maße unterschiedliche
lnteressen. Nicht zuletzt un-
terscheiden sich diese Be-
wegungen dadurch, daß es

sich bei der einen um eine
klassenübergreifende

Bündnisbewegung, bei der
anderen um eine Klassen-
bewegung der Arbeiterklas-
se handelt.
Dazu kommt noch eins:
Trotz der eindrucksvollen
Stärke der Friedensbewe-
gung muß nüchtern festge-
stellt werden, daß ihre Kraft
nicht ausgereicht hat, um
die Stationierung der neuen
Us-Atomwaffen zu verhin-
dern. Der Kampf geht also
weiter, und es kann keinen
Zweifel geben, daß alle zu-
künftigen, durchbrechen-
den Erfolge bei dem Bemü-
hen, die weitere Stationio-
rung zu verhindern und den
Abbau der bereits aurge-
stellten Systeme zu ervitin-
gen, von dem breiten und
aktiven Engagement der Ar-
beiterklasse und ihrer Orga-

nisationen, vor allem der
Gewerkschaften, abhängen.
Und nun haben gerade die
Gewerkschafien den Kamp,
um die 3s-Stunden-Woche
ins Zentrum ihrer Orientie-
rung gestellt.
Bedeutet dies nun einen
Ausstieg aus der Friedens-
bewegung oder eine Unler-
stützung der Friedensbewe-
gung? Hat ihrerseits die
Friedensbewegung etwas
mit dem Kampf um die
3s-Stunden-Woche zu tun,
kann sie zu einem Erfolg
beitragen, oder sollte sie
sich aus diesen gewerk-
schaftlichen Dingen heraus-
halten? Die Beantwortung
dieser Fragen macht es not-
wendig, die objektiven poli-
tischen und ökonomischen
Zusammenhänge beider Be-
wegungen herauszuarbBi-
ten.

Erfolge im Kampf hierfür
stärken objektiv die Position
der Gewerkschaften und
daher auch die Macht, de-
ren Entfaltung von entschai-
dender Bedeutung für die
weitere Entwicklung und für
die Erfolge der Friedensbe-
wegung ist. Die Hauplstoß-
richtung des Kampfes für
die 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich rich-
tet sich gegen die anhalten-
de Arbeitslosigkeit. Diese
wird von der Unternehmer-
seite längst nicht mehr hin-
genommen als Betriebsun-
fall oder als eine mit der
Marktwirtschafi untrennbar

verbundene B69leiterschei-
nung, sondern systematisch
erzeugt und zur Steigerung
der eigenen Machtposition
ausgebaut.
Nichts schwächt die Posi-
tionen der Gewerkschaften
und die Kraft der Arbeiter-
klasse aber so sshr wie lan-
ge anheltende Massenar-
beitslosigkeit. Nur unter
dem Druck der Massenar-
beitslosigkeit ist es mög-
lich, daß Jahr für Jahr die
Realeinkommen der Arbei-
ter und Angestellten ge-
senkt, Sozialabbau größten
Stils betrieben, soziale
Schutzrechte wie Mitbe-

1. Worin bestehen die wichtigsten
politischen Zusammenhänge?

Beide Bewegungen richten
sich letztlich gegen den
gleichen Gegner, gegen die
reaktionärsten Kräfte des
Monopolkapitals und ihrer
politischen Vertretung, die
Bonner Rechtskoalition, ge-
gen deren aggressive Stra-
tegie nach innen und außen.
Darum verbessern auch Er-
folge der einen Bewegung
die Kampfbedingungen der
anderen, und umgekehrt wir-
ken sich Schwächen und
Niederlagen erschwerend
auf den Kampf der anderen
Bewegung aus.
Eine breite Mobilisierung für
die 3s-Stunden-Woche und
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stimmung und Arbeits-
schutz und demokratische
Freiheiten wie das Demon-
strationsrecht rigoros be-
schnitten werden. Eine sol-
che Polilik gsht an die wirt-
schaftliche und soziale Sub-
stanz der Werktätigen, und
sie gsht an die gesellschaft-
liche und politische Sub-
stanz der Gewerkschaften.
Es ist daher von elementa-
rer Bedeutung für die Ar-
beiterklasse und für die Ge-
werkschaften, daB Erfolge
im Kampf gegen die Ar-
beitslosigkeit erzielt wer-
den. lm Zentrum steht dabei
die Forderung nach der Ein-
führung der 3s-Stunden-
Woche bei vollem Lohnaus-
gleich. Sie würde die indu-
strielle Reservearmee, das
Erpressungsinstrument der
Unternehmer, vermindern
und so dio Kampfbedingun-

gen der Arbeiterklasse und
ihrer Organisationen für die
Abwehr der Angriffe auf
Einkommen, soziale Versor-
gung und demokratische
Rechte verbessern.
Nur eine derart gestärkte
Gewerkschaft ist auf die
Dauer in der Lage, auch im
Kampf für den Frieden Kraft
zu entfalten.
Umgekehrt können Fort-
schritte der Friedensbewe-
gung und anderer demokra-
tischer Bewegungen die
Bedingungen für den erfolg-
reichen Kampf um die
3s-Stunden-Woche wesent-
lich beoinflussen. So würde
die Verwirklichung der zen-
tralen Forderung der Frie-
densbewegung - Stopp der
Stationierung der Per-
shing ll und Marschflugkör-
per und Rückgängigma-
chung der bereits statio-

nierten Systeme - nicht nur
der Friedensbewegung
Kraft für den Kampf um weF
tergehende Ziele geben,
sondern auch den Gewerk-
schaften für das Ringen um
die 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich
mächtige lmpulse vermit-
teln. Sie wäre eine schwere
Niederlage für die aggres-
sivsten Kräfte des Monopol-
kapitals und die deren lnler-
essen vertretende Bonner
Rechtskoalition. Damit wür-
de zweifellos das ganze po-
litische Klima in unserem
Lande verändert bis hin zu
der Möglichkeit, die Rechts-
koalition durch eine der For-
derung nach der 3s-Stun-
den-Woche aufgsschlossen
gegenüberstehende Regie-
rung abzulösen.

Woche in Bewegung ge-
bracht werdon kann. Ande-
rerseits kann der Kampf um
die 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausg16ich ein
Hebel zur Motivierung und
Politisierung von Massen
der Arbeiterklasse sein, der
es möglich macht, zumin-
dest gröBere Teile für den

Friedenskempf zu gewin-
nen. Das wird um so eher
möglich sein, ie mehr es ge-
lingt, auch die ökonomF
schen Zusammenhänge
zwischen Hochrüstung und
Arbeitslosigkeit, Abrüstung
und Möglichkeiten zur Ar-
beitszeitverkürzung deutlich
zu machen.

2. Die Motivierung zu Kampfbereitschaft
lm übrigen gilt auch für den
Zusammenhang von Frie-
densbewegung und Kampf
um die 3s-Slunden-Woche
die alte Erfahrung, daß in
der Regel derjenige, der
durch die Teilnehme an ei-
ner domokratischen Bewe-
gung politisch mobilisiert
wird, auch für eine andere
demokratische Bewegung
leichter zu gewinnen ist als
derjenige, der sich noch
niemals engagiert hat. lnso-
fern sind gerade auch die
vielen tausend Gewerk-
schaftskollegen, die in be-
trieblichen oder örtlichen
Friedensinitiativen mitarbei-
ten, die den Krefelder Ap-
pell unterschrieben, sich an
Demonstrationen, Kundge-
bungen und Blockaden ge-
gen die neuen Atomwatfen
beteiligt haben, ein wichti-
ges Potential, das für den
Kampf um die 3s-Stunden-
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3. Worin bestehen die wichtigsten
ökonomischen Zusammenhänge?

Allgemelne ökonomische
Zusammenhänge zwischen
Friedensbejwegung und
Kampl um die ss-Stunden-
Woche ergeben sich aus
den Auswirkungen der
Hochrüstung auf Wrt-
schaftsentwicklung und Be-
schäftigung. Worin beste-
hen die wichtigsten Auswir-
kungen der Hochrüstung
auf die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung in unse-
rem Lande?
Die forcierte Rüstung führt
zur Veränderung der Struk-
tur der Staatsausgaben. Die
steigenden Rüstungslasten
werden von Kürzungen der
Sozialausgaben begleitet,
die den Lebensstandard der
arbeitenden Menschen, der

Arbeitslosen und Rentner
senken. Das vermindert die
Massenkaufkraft und muß
den Wderspruch zwischen
Produktion und Markt - die
wichtigste unmittelbare Ur-
sache der zyklischen Uber-
produktionskrisen - vertie-
fen.
Die durch steigende Rü-
stung bedingten Sparpro-
gramme in anderen Berei-
chen des Staatshaushaltes
lühren zu Einschränkungen
der staatlichen Tätigkeit in
solchen Bereichen, in de-
nen umfangreiche öffentlF
che lnvestitionen notwendig
zur Befriedigung dringender
gesellschaftlicher Bedürf-
nisse wären und im übrigen
eine große Zahl von Dauer-

arbeitsplätzen schaffen wür-
den. Solche Bereiche sind
vor allem:
a sozialer Wohnungsbau
a der öffentliche Perso-

nennahverkehr
a die Einsparung von

Energie
a die Entwicklung alterna-

tiver Energiequellen
a der Umweltschutz.

Die Politik der Hochrüstung
begünstigt auch dadurch
die Massenarbeitslosigkeit,
daß die für die Rüstungs-
produktion angelegten öf-
fentlichen Mittel in ihrem
Beschäftigungseffekt we-
sentlich geringer sind als
die Miltel, die in zivilen Be-
reichen angewandt werden.

umzuverteilen - und dies ist
die Situation in der Bundes-
republik heute -, dann führt
zusätzliche Rüstung unmit-
telbar zur Vernichtung von
Arbeitsplätzen: Bei einer
Umschichtung in Höhe von
10 Milliarden DM werden
nach der Rechnung des
DW beispielsweise netto
89 000 Arbeitsplätze abge-
baut.

Finanzumschichtung schafft
Arbeitsp!ätze
Für die Bundesrepublik
kommt das Deutsche lnstF
tut f ür Wirtschaftsforschung
in einer Studie zu dem Er-
gebnis, daß 10 Milliardon
Staatsausgaben, für Käufe
im Rüstungsbereich einge-
setzt, 180000 Arbeiter und
Angestellte beschäftigen,
für Sachkäufe im Verkehr
und Bauwesen 215000 und
für Sachkäufe der Sozialver-

Weiter: Die Reagan-Regie-
rung finanziert ihr giganti-
sches Büstungsprogramm
dadurch, daß sie die Zinsen
in den USA hochtreibt und
dadurch ausländisches Ka-
pital anlockt. Für das GroS-
kapital in der Bundesrepu-
blik und in den anderen
Ländern ist es häufig - ge-
rade angesichts ungünsti-
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sicherungen 269000. Das
heißt, im Ber6ich der Sozial-
versicherung ausgegeben,
können mit der gleichen
Summe um die Hälfte mehr
Arbeitsplätze geschatten
werden, als bei der Rü-
stung. Wenn es nicht darum
geht, zusätzliche Staatsaus-
gaben zu verteilen, sondern
Staatsausgaben vom So-
zial- zum Rüstungsbereich

abgobremst wird.
Die durch die Hochrüstung
der Reagan-Administration
bedingte Hochzinspolitik ist
der Hintergrund für den Hö-
henflug des Dollars mit sei-
nen widersprüchlichen
Wirkungen auf Wirtschafts-
entwicklung und Beschäfti-
gung in der Bundesrepublik.
Der hohe Dollarkurs verbiF

Die negativen Folgen der
US-Hochzinspolitik

ger Absatzaussichten - pro-
fitabler, ihre reichlichen Ge-
winne zu derartig hohen
Zinssätzen in den USA an-
zulegen, als im eigenen
Lande zu investieren. Die
hierdurch bewirkte Nachfra-
geschwäche bei uns führt
dazu, daß die Krise verlän-
gert oder die konjunkturelle
Belebung verzögert bzw'

'vt



Au s G ewerksc hafts mate rial i e n

Arbeitsplätze
ein§espart

Um Güter- und Dienstleistungen im Wert von

t Millim IllI i
hervozubringen waren notwendig :

'zu Preisen von 1981
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ligt für das bundesdeutsche
Kapital in Dollar abzuwik-
kelnde Exporte, was gewis-
se positive Wirkungen für
den Export haben kann.
Umgekehrt werden die lm-
porte teurer, was gerade für
ein rohstoffimportierendes
Land wie die Bundesrepu-
blik negative Folgen hat. ln
besonderem MaBe davon
betroffen sind kleine und
mittlere Betriebe, die in er-
ster Linie für den Binnan-
markt produzieren, aber die
hohen lmportpreise für
Rohstoffe zahlen müssen.

Auf dem Rücken der
Entwicklungsländer
Schließlich müssen die tie-
fen Auswirkungen der
Hochrüstung und Hochzins-
politik auf die Mehrzahl der
Entwicklungsländer gese-
hen werden. lm letzten Jahr-
zehnt hat die Kreditaufnah-
me vieler Entwicklungslän-
der im Zusammenhang mit
der Entwicklung der kapita-
listischen Weltwirtschaft
und der neokolonialisti-
schen Politik imperialisti-
scher Staaten in rasendem
Tempo zugenommen. Dab6i
müssen heute bis zu drei-
mal so hohe Zinssätze für
die wesentlich höhere Kre-
ditschuld gezahlt werden
als in den 70er Jahren. Die
Folge ist, daß in vielen dieser

Länder die Zinsverpflichtun-
gen den gesamten Export-
erlös üb6rsteigen. Das führt
nicht nur dazu, daß diese
Länder an den Rand des
Zusammenbruchs geraten
und der ohnehin niedrige
Lebensstandard ihrer Be-
völkerung noch weiter ab-
sinK, es hat auch tiefe Aus-
wirkungen auf solche stark
vom Export abhängigen
Länder wie die Bundesrepu-
blik. Wenn die Entwick-
lungsländer weniger kaufen
können, kann weniger in
diese Länder exportiert wer-
den. Auch das vertieft die
Krisenerscheinungen und
vor allem die Massenar-
beitslosigkeit bei uns.

Verwendung freiwerdender
Mittel würde die Kapazitäts-
auslastung bundesdeut-
scher Unternehmen erhö-
hen und die mit Unterausla-
stung verbundenen erhebli-
chen Zusatzkosten vermin-
dern.
Dies wiederum wäre ein
wichtiger Beitrag daz u, daß
die mit der sofortigen Ein-
führung der 3s-Stunden-
Woche bei vollem Einkom-
mensausgleich verbunde-
nen Personalkostensteige-
rungen nicht nur von den
Monopolen, die ohnehin in
Geld schwimmen, sondern
auch von anderen Unter-
nehmen verkraftet werden
können. Dio angebliche
oder auch tatsächliche
schwierige Kostensituation
kleiner und mittlerer Unter-
nehmen wird ja von den Mo-
nopolverbänden und auch

Steu ere rlei chteru n g en f ü r klei ne u nd Lil'ft ::i^liiTlliLlX;
mittlere Unternehmen 3i3"1"§"?rflfttfT,1?li;13;
Unmittelbare ökonomisohe auch den enormen finanziel- es nicht unnütz dareuf hin-
Zusammenhänge zwischen len Druck, der hiervon auf zuweisen, daß Abrüstung
dem Kampf um Frieden und die Staatsfinanzen ausgeht. und weniger Zahlungen an
Abrüstung und dem Kampf Sie setzen Mittelfrei, die zur die Us-Streitkräfte in d6r
um die 3s-Stunden-Woche Finanzierung einer alternati- BRD auch Mittel freisetzen
bei vollem Lohnausgleich ven Wirtschaftspolitik, vor könnten, die als gezielte ln-
ergeben sich über die öf- allem beschäftigungspoliti- vestitionshilfen und öffentli-
fentlichen Haushalte. scher Maßnahmen und ar- che Aufträge gerade den
Ertolge im Kampf gegen die beitsplatzwirksamer Sozial- Unternehmen unter die Ar-
Aufrüstung und Kriegsvor- programme eingesetzt wer- me greifen würden, di6 tat-
bereitung mildern natürlich den könnten. Eine solche säghlich durch den anhal-
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tenden Verfall der Massen-
kaufkraft und die aggrossive
Marktstrategie der Monopo-
le in Schwierigkeiten ge-
kommen sind. Es gäbe
nichls dagegen einzuwen-

den, wenn ein Teil der durch
AbrüstungsmaBnahmen

freigesetzten Haushaltsmit-
tel zweckgebunden für Zu-
schüsse oder Steuererleich-
terungen an kleine und mitt-

lere Unternehmen zum
Zwecke der Finanzierung
der 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich ver-
wendat würde.

Abrüstung sind heute nicht
nur notwendig, um die Ge-
fahr eines atomaren Krieges
zu bannen. Sie sind zu-
gleich wichtige Mittel, um
die Krise zu bekämpfen,
dem Arbeitsplatzabbau ent-
gegenzuwirken und neue
Arbeitsplätze zu schatfen.
Das bedeutet aber auch,
daB im Kampf um die
3s-Stunden-Woche erreich-
te Erfolge wieder zunichte
gemacht werden könnten,
wenn das Ringen um dig
3s-Stunden-Woche bei vol-
lem Lohnausgleich nicht
vom Kampf um Büstung§-

begrenzung und Abrüstung
begleitet wird.

Man muß der ,FranKurter
Rundschau" vom 2. August
1983 zustimmon, wenn sie
im Zusammenhang mit dem
in ungewohnte Höhen stei-
genden Dollarkurs feststellt:

"Die Ursachen liegen vor al-
lem in der Politik der Begie-
rung Reagan, die ihr6 ge-
waltigen Haushaltslöcher
mit Krediten stopfen muß.
Oie Etatlücken sind aber
wiederum zum großen Teil
Folge der riesigen Rü-
stungsausgaben. Mit dieser

Mit der Abrüstung die Krise bekämpfen

Kurzum: Es gilt, was Her-
bert Mies im Bericht des
Parteivorstands an den 7.
Parteitag der DKP festge-
stellt hat: ,Und was die ge-
samtgesellschaftlichen und
staatlichen Rahmenbedin-
gungen für die Einführung
der 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich be-
trifü, so können sie sofort
und ohne Einbrüche in die
wirtschaft lich6 Entwicklung
durch die Senkung der Rü-
stungsausgaben geschaf-
fen werden.'
Aus alledem wird deutlich:
Rüstungsbegrenzung und
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Politik will Reagan die So-
wjetunion nicht nur poli-
tisch, sondern auch wirt-
schaftlich in die Knie zwin-
gen. Daß er das schafft, ist
zweifelhaft. Sicher ist dage-
gen, daß er damit die Kon-
junktur in vielen anderen
Ländern abwürgt und die
üb6rschuldeten Entwick-
lungsländer noch tiefer ins
Elend treibt."

Zusammenfassend kann
man feststellen: Es gibt also
keine haltbare Grundlage
dafür, Friedensbewegung
und Kampf für die 3s-Stun-
den-Woche gegeneinander
auszuspielen. Denn beide
stehen auf der gleichen Sei-

te der Barrikade. Es gibt
aber auch keinen Grund, in
Ungeduld oder Resignation
zu verfallen, wenn nicht in
jedem Flugblatt, Aufruf oder
in jeder Aktion Frieden und
35-Stunden-Woche in ei-
nem Atemzug und mit glei-
chem Gewicht genannt wer-
den, wenn sich nicht jeder
mit gleichem Engagement
für beide Bewegungen ein-
setzt oder einsetzen kann.
Die beiden Bewegungen
gehören objektiv zusam-
men. Jeder Erfolg der einen
verbessert die Erfolgsaus-
sichten der anderen. Es
kommt darauf an, diese Zu-
sammenhänge in beiden
Bewegungen bekannter zu

machen. Unabdingbare Vor-
aussetzung dafür ist, die je-
weiligen Kämpfe unter den
Bedingungen mit allen Krät-
ten zu unterstützen, unter
denen sie sich konkret ent-
wickeln.

Mit den beiden ausführlich
behandelten Aufgaben, Not-
wendigkeit und Möglichkeit
der 3s-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich über-
zeugend nachzuweisen und
den objektiven Zusammen-
hang zwischen Friedensbe-
wegung und Kampf um
35-Stunden-Woche heraus-
zuarbeiten, erschöpfen sich
die Aufgaben der KommunF
sten nicht.

Die DKP ist mit eigenen Aktionen dabei, wenn es um die Veieidigung von Aheitsplätzen geht. Das Foto
zetgt einen lnfo-Siand der DKP bei Mannesmann-Reisholz, bei welehem die Fotderung nach der 35'Stun'
den-Woche untorstützt whd. Manfred Tripp fotogßfie e am 18. 1. 1984.

l.
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Hohn und Spott für Unternehmer, die in Düsseldorf

$ffi'w
Die Unternehmer wollten gegen die 35-Stunden-Woche demonstrieren. Gewe*schafter konfrcntieren sie mit
der Wahhoil.

Mit Leichenbiltermienen, als gingen sie zur eigenen Beerdigung, laufen die Herren durch den Regen unter
dem Schild ,35 Stunden Nein'.

*i-'!t'
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durch ein Protest-Spalier von Gewerkschaften mußten.

Da wurden oflensichtlich das ,e" und das ,i" verlauscht. Aber auch so dütften die Unternehmet veßtanden
haben, was ihnen hiet so dnstisch entgegenleuchtet. Manfred Scholz fotografiqrte am 3.2. 19A-
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lll. Die Gesamtbedingungen der
Arbeiterklasse verbessern

Die DKP will dazu beitragen,
in der Arbeiterklasse Ein-
sicht in den gesellschafts-
politischen Stellenwert des
Kampfes um die 3s-Stun-
den-Woche zu verbreiten.
lm Zentrum der Forderung
nach der Verkürzung der
wöchentlichen Arbeitszeit
steht das Bemühen, das so-
ziale Grundübel Massenar-
beitslosigkeit einzudäm-
men. Das ist jedoch nicht
das einzige Anliegen. Es
geht zugleich darum, den
verheerenden gesundheitlF
chen Auswirkungen von
Streß und Arbeitshetze, der
inhumanen Arbeitsbedin-
gungen entgegenzuwirken.

Die schweren Arbeits- und
Lebensbedingungen, denen
die berufslätigen Frauen
noch immer in besonderem
MaBe ausgesetzt sind, sol-
len erleichtert werden. Mit
kürzerer wöchentlicher Ar-
beitszeit kann mehr Raum
geschatfen werden für Part-
nerschaft und Familie, für
Weiterbildung, f ür kulturelle,
gewerkschaftliche und poli-
tische Betätigung, für mehr
Möglichkeiten der Persön-
lichkeitsentwicklung.

lm Aktionsprogramm '84
sagt die DKP darum: Das
Eintrelen für Arbeitszeitver-

kürzungen muß verbunden
sein mit dem Kampf für hu-
manere Arbeitsbedingun-
gen . . ., um Freizeitbedin-
gungen, die dem sozialen
und humanistischen Anlie-
gen der Arbeiterklasse ent-
sprechen."

Es geht im Kampf um die
ss-Stunden-Woche also
nicht nur um Abwehr und
Verteidigung gegen die
wachsenden Krisenlasten,
sondern zugleich um einen
Schritt zur Verbesserung
der Arbeits-, Lebens- und
Kampfbodingungen des ar-
beitenden Volkes.

NOTIZEN

+85A- 40 9,1- 31Silak&.:
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Gefälrdete Arbeitrylätre
dwch zunehmende
Auüomatisierung bis 1990

Automatisierung gefährdete Bereich
durch: Arbeitsplätse
Texterfassung * Privatwirtschaft
Textveraöeitung, bis zu und
Nachrichten-,
rnrormations- und 3r? Dlillionen Öffentlicher

Kommunikations-
technik, Daten-

, erfassung *
Datenverarbeitung 

bis zu

R3ß,*i"Hlläffir* 400.000 SSiliLlHsr*
ElektroindustrieRoboter 160.000 ffiT[["ärf;
Stahl

Prozeßüberuvachung ll5.ooo SilT*und -steuerung 
Keramik

computergesteuerte Maschinenbau
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lV. Die neue soziale Ordnung, der
Sozialismus, ist notwendig

Die Kommunisten wollen in
der Arbeiterklasse die Er-
kenntnis verbreiten, daß die
Ursache für die wachsende
Arbeitslosigkeit und die
Notwendigkeit, ihr durch Ar-
beitszeitverkürzung entge-
genzuwirken, nicht im Feh-
len von Arbeitsmöglichkei-
ten schlechthin, sondern in
fehlenden Möglichkeiten zu
protilbringender Beschäfti-
gung liegen. Ohne Profite
für die Besitzer der Produk-
tionsmittel zu bringen, wird
im Kapitalismus jedoch kein
Arbeiter oder Angestellter
beschäftigt.
Das kapitalistische Gesetz
der Profitmacherei ist es,
das dazu führt, daß auf der
einen Seite moderne Pro-
duktionsanlagen ungenutzt
bleiben, immer mehr Betrie-
be geschlossen werden und
die Zahl der zur Arbeitslo-
sigkeit Verurteilten wächst,

auf der anderen aber die un-
belriedigten persönlichen
und gesellschaftlichen Be-
dürfnisse immer größer wer-
den. ln der reichen Bundes-

republik wächst die Armut.
Die Zahl derjenigen nimmt
zu, die sich keine ordentli-
che Wohnung leisten kön-

nen. Der Wderspruch zwi-
schen den gesellschafili-
chen Notwendigkeiten, al-
ternative Energie- und Ver-
kehrssysteme zu entwik-
keln, wirkungsvolle Umwelt-
schutztechnologien zu pro-
duzieren, die auch nachfol-
genden Generationen noch
ein menschenwürdiges Le-
ben in einer intakten Um-
welt ermöglichen, und der
Betriedigung dieser Not-
wendigkeiten wird immer
schreiender. All das unter-
streicht, daß es auch für un-
ser Land höchste Zeit ist,

"eine neue soziale Ordnung
anzustreben, die nicht auf
maximale Profite, sondern
auf maximale Bedürfnisbe-
friedigung aus ist. Eine sol-
che neue soziale Ordnung,
das ist der Sozialismus..
(Aus dem Bericht des Par-
teivorstandes der DKP an
den 7. Parteitag.)

Herbert Mies auf dem 7. Parteltag der DKP:

,Wenn der staatsmonopolistische Kapitalismus über-
fordert und außerstande ist, den elementaren Bedürt-
nissen und lnteressen der Menschen Rechnung zu
tragen, dann ist es höchste Zeit, eine neue soziale
Ordnung anzustreben, die nicht auf mximale Profite,
sondern auf maximale Bedürtnisbefriedigung aus ist.
Eine solche neue soziale Ordnung * das ist der Sozia-
lismus. Und die Partei des Kampfes für den Sozialis-
mus - das ist die DKP."

H
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Aus Gewerkschaftsmaterialien,

Konkrete Solidarität
ist notwendig
I n zah I reic he n Gewerksc hafts ko nfe -
renzen werden jetzt solche Be-
schlüsse gqlaßt wie nachstehender
von einer OW-Konferenz in Nord-
rhein-Westfalen:

Die Bezirkskonferenz möge beschließen:

Gegenwärtig stehen 5 EinzelgewerkschaJten des DGB im Kampf um die 3s-Stunden-
Woche bei vollem Lohnausgleich. Sie trefien mit ihrer Forderung auf den geschlos-
senen Widerstand sowohl der Unternehmerverbände als auch der konservativ-libera-
len Bundesregierung. Schon heute zeichnet sich für die nächsten Monate eine Aus-
einandersetzung ab, die für die gesamte Gewerkschaftsbewegung von zentraler Be-
deutung sein wird und die gewerkschaftlichen Handlungsmöglichkeiten für dieses
Jahrzehnt prägen kann.
Es geht nicht um die Frage, welche Form der Arbeitszeitverkürzung mehr Arbeits-
plätze sichert oder neue schatft. Unternehmerverbände und Bundesregierung haben
ein weiterreichendes Ziel. Sie wollen der Gewerkschaftsbewegung eine historische
Niederlage bereiten, um so erfolgreicher in Zukunft ihre Wendepolitik durchsetzen
zu können.
Aus diesem Grunde ist die konkrete Solidarität aller DGB-Gewerkschaften eine drin-
gende Notwendigkeit.
Die öTv-Bezirkskonferenz fordert daher alle Gliederungen der Organisationen zu
verstärkter Solidarität auf. Formen dieser Solidarität können sein:
- finanzielle zuwendungen am Ort, um die Ötfentlichkeitsarbeit der 5 Gewerkschaf-

ten zu unterstützen;
- gemeinsame lnformationsstände unter Teilnahme zahlreicher ÖW-Mitglieder;
- Solidaritätssammlungen in den Betrieben und Verwaltungen;
- Einladungen an Vertreter der 5 Gewerkschaften zu Gremiensitzungen der ÖTV

bzw. zu Solidaritätsveranstaltungen in den Betrieben und Venryaltungen;

- Aufrut an alle Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben und Verualtungen zur
Teilnahme an Demonstrationen und Kundgebungen der 5 Gewerkschaften bzw.
des DGB.

Die Bezirkskonferenz fordert den Bezirksvorstand auf, zur Unterstützung der Soli-
daritätsaktionen eigene Flugblätter herauszugeben, um unabhängig von den zukünf-
tigen Forderungen der ÖW die große gesellschaftspolitische Bedeutung des.Kamp-
fes um die 35-Stunden-Woche zu verdeutlichen.
Die Bezirkskonferenz fordert den Hauptvorstand auf, ähnlich wie beim Stahlarbeiter-
streik 1978i79 spätestens nach Massenaussperrungen der Unternehmerverbände zu
bundesweiten Solidaritätsaktionen auch während der Arbeitszeit aufzurufen.

t
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V. Für eine alternative
Wirtschaftspolitik

Da die Ursachen der Ar-
beitslosigkeit im kapitalisti-
schen Profitsystem liegen,
kann sie auch nur mit der
Überwindung dieses Sy-
stems beseitigt werden. Die
35-Stunden-Woche kann
darum die Arbeitslosigkeit
nur abschwächen. Sie kann
das um so wirkungsvoller,
ie mehr es gelingt, den
Kamp, um Arbeitszeitver-
kürzung mit einem antimo-
nopolistischen Konzept al-
ternativer Wirtschaltspolitik
zu verbinden.
Notwendig lst die Durchset-
zung einer wirksamen Mit-
bestimmung der Arbeiter-
klasse und ihrer Gewerk-
scharten. Nur so kann z. B.
erreicht werden, daß durch
Arbeitszeitverkürzung erfor-
derliche zusätzliche Ar-
beitsplätze auch wirklich
besetzt werden. Notwendig
ist die Verstaatlichung von
Schlüsselbereichen der
Wirtschaft bei demokrati-
scher Kontrolle. Damit
könnten gewisse Möglich-
keiten dafür geschatfen
werden, daß bei entspre-
chendem Druck der Arbei-
ter und ihrer Gewerkschaf-
ten in solchen Betrieben
nicht ausschließlich Bedürf-
nisse kapitalistischer Profit-
macherei, sondern in be-
stimmtem Maße auch ge-
sellschaflliche Erfordernis-
se und Rentabilitätsüberle-
gungen eine Rolle spielen
könnten. Notwendig ist der
Kampf um eine Umorientie-
rung der staatlichen Wirt-
schaftspolitik auf den Vor-
rang sogenannten qualilati-
ven Wachstums. So könn-
ten z. B. lür die krisenge-
schüttelte StahF und Werfl-
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industrie neue Beschäfti-
gungsmöglichkeiten durch
den Bau alternativer Ver-
kehrssysteme oder Umwelt-
schutzlechnologien ge-
schaffen werden.

Ausgangspunkte für ein sol-
ches Konzept sind im
Grundsatzprogramm des
DGB und in den Beschlüs-
sen der jüngslen Gewerk-
schaftstage gesetzt. Die
Kommunisten haben ihre
Vorstellungen in ihrem Par-
teiprogramm und 1984 im
Bericht an den 7. Parteitag
entwickelt. Die Durchset-

zung einer solchen alterna-
tiven Wirtschaftspolitik ist
allerdings mit der Bonner
Rechtskoalition nicht zu er-
reichen. Sie erfordert auch
mehr als die Bückkehr zur
früheren Politik der sozial-
demokratisch geführten Be-
gierung. Sie macht antimo-
nopolistische Veränderun-
gen in Staat und Gesell-
schaft zumindest im Sinne
dessen notwendig, was wir
Kommunisten in unserem
Parteiprogramm als Wende
zu demokratischem und so-
zialem Fortschritt bezeich-
nen.

[ittr,.::,;-
Il[t*'ornd

Aus dem Aktlonsprogramm 'U der OKP

Von Bqlegschaften, Vertrauensleutekörpern und Be-
triebsräten, vor allem der Stahlkonzerne und der Werf-
ten, die sich im Abwehrkampf gegen den Buin ganzer
lndustrien befinden, ist die Forderung nach der Ver-
staatlichung erhoben worden. Das bestätigt den
Standpunkt im Programm der DKP, daß die Verstaatli-
chung und demokratische Kontrolle der Großbanken
und Versicherungskonzerne, der Energie- und Bü-
stungsindustrie, also die Ausweitung des öffentlichen
Eigentums an den Hauptproduktionsmitteln, eine wich-
tige Voraussetzung für eine Wirtschaftspolitik im lnter-
esse der Arbeiterklasse darstellt.
Durch Verstaatlichung bei demokratischer Kontrolle
kann die Arbeiterklasse bessere Kamptbedingungen,
mehr Einfluß auf das Wirtschaftsgeschehen gewinnen.



MATERIALIEN ,

Beschäftigungswirkungen bei 10 Milliarden DM
Staatsausgaben in verschiedenen Bereichen

Be16iche
Zahl der Untsrschied zum

Beschäftigten Varteidigungsboreich
in 1000 in %

Verleidigung 180

Sachkäufe der Gebietskörperschaften
- Durchschnitt aller 86reiche
- Allg€meine Verwaltung

- Justiz und Polizei

- Verk€hr und Bauwesen

- Landwirtschaft und Ernährung

- Wissenschaft und Bildung
- Öffentliches Gesundheitswesen
- Kommunale Einrichtung€n
- Sachkäufe der Sozialversicherungen

z'to
2't1
N4
215
196
n2
n5
188
269

+ 11,7
+ 17,2
+ 13,3
+ 19,4
+ 8,9
+ 12,2
+ 13,9
+ 4,4
+ 49,4

lnvestitionen der Gebietskörperschaften
- Durchschnitt aller Bereiche

- Allgemeine Ven/r,altung

- Justiz und Polizei

- Landwirtschatl und Ernährung

- Wissenschaft und Bildung
- Soziale Maßnahmen

- öffsntliches Gesundheitswesen
- Kommunale Einrichtungen

242
2U
237
244
241
243
24'l
245

+ 34,4
+30,0
+31,6
+35,6
+33,9
+35,0
+33,9
+36,1

Quelle: Jochen Schmidt, Zur Bedeutung der Staatsausgaben lür die Beschäftigung. lnputoutputstudie
der Beschältigungswhkungen von Staatsausgaben. D|W-Beiträge zur Sttuktuiorschung, Heft 48. Berlin
(We6t) 1977, S. 60ft.
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. Das ,,Verhältnis der Kämpfenden
ist entscheidend

Der Nachweis der Finan-
zierbarkeit der 35-Slunden-
Woche bei vollem Lohnaus-
gleich ist wichtig für die Mo-
bilislerung der Arbeiter und
Angestellten selbst, für eine
breite Unterstützung in der
Bevölkerung. Die Unterneh-
mer und ihre Verbände wer-
den sich allerdings davon
nicht überzeugen lassen.
Für sie ist Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohnaus-
gleich eine Todsünde, weil
sie das Allerheiligste, den
Profit, schmälert. Der
Standpunkt der Arbeiter-
klasse und ihrer Gewerk-
schaften und der der Unter-
nehmer ist darum unverein-
bar. Welcher von beiden
sich durchsetzt, hängt ab
vom Kräfteverhältnis im
Klassenkampf. Wir Kommu-
nisten müssen darum in der
Arbeiterklasse die von Karl

Marx formulierte und in al-
len Kämpfen um die Verkür-
zung der Arbeitszeit bestä-
ligte Erkenntnis verbreiten,
da8 ,,für die Länge der Ar-
beitszeit ,das Verhältnis der
Kämprenden' ausschlagge-
bend ist. Jede Verkürzung
der Arbeitszeit ist .ein ,Sieg
der politischen Okonomie
der Arbeit über die politi-
sche Okonomie des Kapi-
tals'." (Aus dem Bericht an
den 7. Parteitag.)

Zusammentassend: Wir
Kommunisten sehen unsere
Aufgabe darin, im Kampf um
die 3s-Stunden-Woche un-
seren Beitrag zur Verbrei-
tung der gewerkschaftli-
chen Argumente zu leislen.
Zugleich wollen wir mehr
Arbeiter und Angestellte,
ausgehend von ihren eige-

nen Erfahrungen in dieser
Auseinandersetzung, an
Klassenerkennlnisse über
die Allmacht des Großkapi-
tals und die Unversöhnlich-
keit der lnteressen von Ar-
beit und Kapital, an Einsich-
ten über die Rolle des kapi-
talistischen Staates, an die
Erkenntnis der Notwendig-
keit grundlegender gesell-
schaftlicher Veränderungen
heranführen. Wir stellen uns
so den von Marx und En-
gels bereits im ,,Manifest
der Kommunistischen Par-
tei" lormulierten Anforde-
rungen an die Kommuni-
sten: ,Sie kämpfen für die
Erreichung der unmittelbar
vorliegenden Zwecke und
lnteressen der Arbeiterklas-
se, aber sie vertreten in der
gegenwärtigen Bewegung
zugleich die Zukunft der Be-
wegung.'

Aus,,Sozialdemokrat", 1895:
Die Auseinandersetzungen um die Arbeitszeitverkürzung sind nicht
neu. Ebensowenig wie die damit gelegentlich verbundenen falschen
Vorstellungen und lllusionen.
Vor 99 Jahren schrieb Wilhelm Liebknecht sehr anschaulich, was Ar-
beitszeitverkürzung ist und was sie nicht ist: ,Jede Verlängerung des
Arbeitstages ist ein Sieg der Kapitalisten. Jede Verkürzung des Ar-
beitstages ist ein Sieg der Arbeiter. Gerade hier, am Arbeitstage, ge-
wissermaßen im Mutterleibe der kapitalistischen Produktion, zeigt sich
am handgreiflichsten, drastischsten der unversöhnbare Gegensatz
zwischen Kapital und Arbeit . . . Der Normalarbeitstag ist eine auf dem
Boden der heutigen Produktionsweise sich bewegende Forderung; er
kann darum unmöglich Übet beseitigen, welche im Wesen dieser Pro-
duktionsweise begründet sind ..."
(Zitiert nach ,Dokumentation lGM, Wetzlar ... " zur 35-Stunden-Wo-
che)
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Aktionsbeispiele

Dl€ ontrcheldanden Aktlonon lür dlo Outchsatzung det 3s-Stunden-Wochs gehan von den
GcwerkSchaftsorganlsatlonen, dlg lnlllatlyon von Eoltlebsbelggschanen, Yon BetilebE- und
Parrdnaltäton, von Vorlrau€mleulen und Bettlabslugondvertrotern ru8.
Klelnaro, abor nlcht unwlchtlgo llanklorendo Aldlonon lik gro0o Massendemonstralionen
und Arboltskämplo zelgan lolgonde Bolsplelo:

1. Dle Arbeltsplatz-
vernlchtungswand

Wir stellen eine Wdnd aus Hartfaser-Tafeln
(ca. 2 x 2 m) auf. wir bgnennen aut dieser
Tafel alls Betriebe, die in letzter Zeit (80et
Jahre etwa) ,dichtgemachf wurden. Wir
schreiben dazu, wieviel Arbeitsplätze liqui-
diert wuden. Eine solche Tafel eignet sich
dazu, die Arbeitsplatzverluste in.ainem Stadt-
odel einem Kreisgebiet konzentriert und ein-
drucksvoll derzustellen. Natürlich gehört cla-
zu auch die Benennung det jeweils Schuldi-
gen.

2. 
"Gelstvoll" 

lür dle
35-Stunden-Woche

Eines Morgens goisteien mehrere Metall-
Kollegen in wei&e Bettücher gehüllt als Ge-
spenster der Arbeitslosigkeit durch Goslar
mit Schildem wie: ,Gespenstisch geht's in
Goslar zu - nur mit der 35 komm ich zur
Ruh.' .lch bin der Geist von Kanzler Kohl -
augen weig und innen hohl." "Wir 

geistern
durch die lnnenstadt, danit bald jeder Arbeit
hat." Die Gespenstet besetzten die,lnctu-
strie- und Handelslemmer" und vefteilten
Flugblätter.

3. Rsservlert für dle
Wegratlonallslerten

Zählt einmal die wegrationalisierten oder ent-
lassenen Kolleginnen und Kollegen der letz-
ten zelt zusammen und haltet für sie Stühle
in der l<antine oder in det Betriebsversamn-
lung frei. Durch eine entsprachende Kennt-
lichmachung mit cler Aufschrift ,Mit der
l,-Stunden-Woche wären sie noch hier'
kann des ganz oindrucksvoll werden.

4. Trauerleier

Ein Eetriebsratsmitglied oder Jugendvertre'
ter kleidet sich etwas feie icher als sonst an-
läBlich dar Betriebs4Jugend)Versammlung.
Er erhebt sich von ,einem Platz und bittet die
Anwesenden, es gleichzutun. Alle, auch die
Vertrebr dsr Betriebsleitung, werden dem
folgen. Dann aber lolgt eine Trauerrede aul
vernichtete Ausbildungs- und Arbeitsplätze
mrt dor Forderung nach der 35-Stunden-Wo-
che bei vollam Lohnausgteich.

Vaiante: Holzkreuze oder Mü tonnen lür ie'
den vernichteten Arbeitsplatz oder €tillgeleg-
te Abteilung milftihren bzw. aufstellen.

5. Bewerbungsschreiben

Arbeitslose oder Arbeitsloseninitiativen
könnten euf abgezog6n6n Vordrucken an Be-
ldebe ihrer Wahl Bewerbungsschreiban ver
§enden mit folgendem Tenor: ,Wir (ich) ha-
be(n) gehön, dag in lhrem Betrieb dem-
näch€t durch di€ Einführung der 35-Stundon-
Woche ... Arbertsplätze (1/7 det Beleg-
schaftszahl) frei werden. Für eine Stalle als
. . . möchte ich mich hiermit bewerben."

Evantuelle Antwoften danuf können zu weL
teren Aktionen Anla? sein. Solche Schreiben
könnten in der Betriebszeitung oder auch nut
so vor dem Betieb verteilt werden.

6. Felerabend

Eine Aktlon in drsi Variationen: Eine Stunde
vor Foierabend vefteilen die Vertrauensleute
an allen Arbeitsplätzen Handzettel mit der
Aufschrift 

"Feierabend". 
Dazu die kurze Mit-

teilung: .Jetzt hättsst Du Feierabend, wenn
wir sclnn die a5-Stunden-Woche hätten.'



Aktionsbeispiele



Leseproben von Marx, Engels
und Lenin
Leseprobe 1

,Die ersehnte Periode der Prosperität will nicht kommen; sooft wir die sie ankün-
digenden Symptome zu erblicken glauben, sooft verschwinden sie wieder in der
Luft. lnzwischen stellt jeder folgende Winter erneut die Frage: 'Was tun mit den
Arbeitslosen?' Aber während die Zehl der Arbeitslosen Jahr für Jahr anschwi t, ist
niemand da, um diese Frage zu beantworten; und wir können den Zeitpunn bei-
nahe berechnen, wo die Arbeitslosen die Geduld verlieren und ihr Schicksal in ih-
re eigenen Hände nehmen werden. ln einem solchen Moment sollte sicher die
Stimme eines Mannes gehört werden . . .'
So Friedrich Engels in sinem Vorwort zum ,Kapital" von Karl Marx in Marx/Engels, Werke,
Bd. 23, Seite 40

Leseprobe 2

"Fast überall ist die Handarbeit durch Meschinenarbeit ersetzt, tast alle Manipula-
tionen werden durch die Kraft des Wassers oder Dampfs getan, und noch jedes
Jahr bringt neue Verbesserungen.
ln einem geordneten sozialen Zustande wären solche Verbesserungen nur ertreu-
lich; im Zustande des Kriegs Aller gegen Alle reißen einzelne den Vorteil an sich
und bringen dadurch die meisten um die Mittel der Existenz. Jede Verbesserung
der Maschinerie wiit Arbeiter außer Brot, und je bedeutender die Verbesserung,
desto zahlreicher die arbeitslos gewordene Klasse; jede bringt demnach auf eine
Anzahl Arbeiter die Wirkung einer Handelskrisis hervor, erzeugt Not, Elend und
Verbrechen."
Marx/Engels, Werke, Bd. 2, Dietz Verlag Berlin 1969, S. 360/61

Leseprobe 3
,Der Kapitalist beruft sich also euf des Gesetz des Werenaustausches. Er, wie je-
der andre Käufer, sucht den größtm()glichen Nutzen aus dem Gebrauchswert sei-
ner Ware herauszuschlagen. Plötzlich aber erhebt sich die Stimme des Arbeiters,
die im Sturm und Drang des ProduA+ionsprozesses verstummt war:
Die Ware, die ich dir verkauft habe, unterscheidet sich von dem anderen Waren-
pöbel dadurch, daß ihr Gebrauch Wert schefü und größren Wert, als sie selbst ko-
stet. Dies war der Grund, warum du sie kauftest. Was auf deiner Seite als Veruter-
tung von Kapital erscheint, ist auf meiner Seite überschüssige Verausgebung von
Arbeitskraft. Du und ich kennen aul dem Marktpletz nur ein Gesetz, das des Wa-
renaustausches. Und der Konsum der Ware gehört nicht dem Verkäufer, der sie
veräußert, sondern dem Käufer, der sie etwirbt. Dir gehört daher der Gebrauch
meiner täglichen Arbeitskraft. Abet vermittelst ihres täglichen Verkeufspreises
muß ich sie täglich reproduzieren und deher von neuem varkaufen können. Abge-
sehn von dem natürlichen Verschleiß durch Alter usw., muß ich fähig sein, morgen
mit demselben Normalzustand von Kraft, Gesundheit und Frische zu arbeiten, wie
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Leseproben . . .

heute. Du predigst mir beständig das Evangelium der 'Sparsamkeit und 'Enthal-

tung'. Nun gutl lch will wie ein vernünftiger. sparsamer Wirt meln einziges Vermö'
gen, die Arbeitskraft, haushalten und mich ieder tollen Verschwendung derselben
enthalten. lch wi täglich nur soviel von ihr flÜssig machen, in Bewegung, in Arbeit
umsetzen, als sich mit ihrer Normaldauer und gesunden Entwicklung verträgt.
Durch maßlose Verlängerung des Arbeitstags kannst du in einem Tage ein größ-
res Quantum meiner Arbeitskraft flüssig machen, als ich in drei Tagen ersetzen
kann. Was du so an Arbeit gewinnst, verliere ich an Arbeitssubstanz. Die Benut-
zung meiner Arbeitskralt und die Beraubung derselben sind ganz verschiedne
Dinge. Wenn die Durchschnittsperiode. die ein Durchschnittsarbeiter bei vernünf-
tigem Arbeitsmaß leben kann, 30 Jahre beträgt, ist der Wert meiner Arbeitskraft,
den du mir einen Tag in den andren zahlst, ,0,L. { oder 1/10 950 ihres Gesamt-
weds. Konsumierst du sie aber in 10 Jahren. so zahlst du nir täglich 1/10950
statt 1/3650 ihres Gesamtwerts, also nur 1/3 ihres Tageswerts, und stiehlst mir
daher täglich 2/3 des Werts meiner Ware. Du zahlst mir eintägige Arbeitskraft, wo
du dreitägige verbrauchst. Das ist widet unsren Vertrag und das Gesetz des Wa-
renaustausches. lch verlange also einen Arbeitstag von normaler Länge, und ich
verlange ihn ohne Appell an dein Herz, denn in Geldsachen hört die Gemütlichkeit
auf. Du magst ein Musterbürger sein, vlelleicht Mitglied des Vereins zur Abschaf-
fung der fierquälerei und obendrein im Geruch der Heiligkeit stehn, aber dem
Ding, das du mir gegenüber repräsentierst, schlägt kein Herz in seiner Brust. Was

darin zu pochen scheint, ist mein eigner Herzschlag. lch verlange den Normalar'
beitstag, weil ich den Wert meiner Ware verlange, wie jeder andre Verkäufer.
Man sieht: Von ganz elastischen Schranken abgesehn, ergibt sich aus der Natur
des Warenaustausches selbst keine Grenze des Arbeilstags, also keine Grenze
der Mehrarbeit. Der Kapitalist behauptet sein Recht als Käufer, wenn er den Ar-
beitstag so lang als möglich und womöglich aus einem Arbeitstag zwei zu machen
sucht. Andrerseits schließt die spezifische Natur der verkauften Ware eine
Schranke ihres Konsums durch den Käufer ein, und der Arbeiter behauptet sein
Recht als Verkäufer, wenn er den Arbeitstag auf eine bestimmte Normalgröße be-
schränken will. Es findet hier also eine Antinomie statt, Recht wider Recht, beide
gleichmäßig durch das Gesetz des Warenaustausches besiegelt. Zwischen glei-
chen Rechten entscheidet die Gewalt. Und so stellt sich in der Geschichte der ka-
pitalistischen Produktion die Normierung des Arbeitstags als Kampf um die
Schranken des Arbeitstags dar - ein Kampf zwischen dem Gesamtkapitalisten, d.

h. der Klasse der Kapitalisten, und dem Gesamtarbeiter, oder der Arbeiterklasse."
(Marx/Engels, Werke, Bd. 23, Dietz Verlag Berlin 1969, 5.247/49],

Leseprobe 4

"Wachstum in der Anzahl der Fabrikarbeiter ist also bedingt durch proportionell
viel raschres Wachstum des in den Fabriken angelegten Gesamtkapitals. Dieser
Prozeß votlzieht sich aber nur innerhalb der Ebb- und Flutperioden des industriel'
len Zyklus. Er wird zudem stets unterbrochen durch den technischen Fortschritt,
der Arbeiter bald virtuell ersetzt, bald faktisch verdrängt. Dieser qualitative Wech'
sel im Maschinenbetrieb entfernt beständig Arbeiter aus der Fabrik oder ver-
schließt ihr Tor dem neuen Rekrutenstrom, während die bloß quantitative Ausdeh-
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Leseproben. . ,
nung der Fabriken neben den Herausgewoienen repelliett (abgestoßen) und at'
tramert (engezogen), hin- und heryeschleudert, und dies bei beständigem Wech'
sel in Geschlecht, Alter und Geschick der Angeworbenen.'
(obsnda, S. 4z)

Leseprobe 5
,Das Kapital agiert auf beiden Seiten zugleich. Wenn seine Akkumulation einer-
seits die Nachfrage nach Arbeit vermehrt, vermehrt sie endrerseits die Zufuhr von
Arbeitern durch deren 'FreiseEung', während zuglaich det Druck der Unbeschäf'
tigten die Beschäftigten zur Flüssigmechung von mehr Arbert zwingt, elso in ge-
wissem Gred die Arbeitszufuhr von det Zufuhr von Arbeitern unabhängig macht.
Die Bewegung des GeseEes det Nachlrage und Zufuhr von Arbeit auf dieser Be-
sis vollendet die Despotie des Kapitals. Sobald daher die Arbeiter hinter das Oe'
heimnis kommen, wie es angehL daß im selben Mag, wie sie mehr arbeiten, mehr
fremden Reichtum produzieran und die Produktivkraft ihrer Arbeit wächst, sogar
ihre Funktion els Vetwertungsmittel des Kepitals immer prekäret ftir sie wird; so-
bald sie entdecken, daq der lntensitätsgrad der Konkurrenz unter ihnen selbst
ganz und gar dem Druck der relativen Übervölkerung abhängt; sobdld sie daher
durch Trade's Unions usw. eine planmäßige Zusammenwirkung zwischen den Be-
schäftigtan und Unbeschäftigten zu organisieren suchen, um die ruinieften Folgen
jenes NaturgeseEes der l@pitelistischen Produktion auf ihre Klasse zu brechen
oder zu schwächen, 2etert das Kapital und sein Sykophant (Verräter), der politi-
sche Ökonom, über Vertetzung des 'ewigen' und sozusagen 'heiligen' GeseEes
der Nechfrage und Zufuhr.'
(ebanda, S. 669/70)

Leseprobe 6
,Je meht sich die GrcEindustie entwickelt, desto grögeren Schwenkungen unter'
liegt die Nachfrage nach Arbeitem - ie nech den Krisen und Prospeitätspeioden
in dor gesamten nationelen Produktion, dle nlcht oxlliloren könrrto, wenn es kei'
ne i)berschüssige Bevölkerung gäbe (d. h. eine Bevölkerung, die die durch-
rchnlttllcho Nachtrage des Kapitalismus nach Arbeitem übersteigt), die in iedem
gegebenen Augenblick bereit ist, fÜr ieden beliebigen lndustriezweig oder Betrieb
Arbeitskräfte zu stellen. Die Analyse hat gezeigt, de| sich eine Überuölkerung in
atlen lndustriezweigen bildet, in die der Kapitalismus eindringt . . ."
(in Lonln, Werk€, Bd. 2, S. 174)
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DKP-Anschriften

Deulsche Kommunistische Partei
Parteivorstand
Prinz-Georg-Straße 79, 4000 Düsseldorf
Telelon (02 1 1) 4810 01-04

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Baden-Wü rttemberg
stotzstraße 10, 7000 stuttgart 1

Telefon (0711) 26 5510

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Bremen/Niedersachsen/Nordwest
Contrescarpe 8c, 2800 Bremen 1

Telefon (04 21) 32 1314

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Hamburg
Tarpenbekstraße 66. 2000 Hamburg 36
Telefon (0 40) 4765 69

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Hessen
Cronstettenstraße 1 8, 6000 FranKurt/Main
Telefon (06 1 1) 55 02 87

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Niedersachsen
Hamburger Allee 38. 3000 Hannover 1

Telefon (0511) 31 10 33

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Nordbayern
Fürther Straße 92, 8500 Nürnberg
Telefon (0911) 32461

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Rheinland-Pf alz
Hoiligkreuzweg 92, 6500 Mainz I
Telefon (06131) 82061

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Bhei nland-Westf alen
Ackerstraße 3. 4000 Düsseldorf
Telelon (02 1 '1) 36 20 95

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Ruhr-Westf alen
Hoffnungstraße '18, 4300 Essen
reblon (O2 01) 222195

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Saar
Bleichstraße 18, 6600 Saarbrücken
Telelon (06 81) 31513

Deutsche Kommunislische Partei
Bezirksvorstand Schleswig-Holstein
Hamburger Chaussee 3, 2300 Kiel
Telelon (04 31) 6814 21

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Südbayern
Beisingerstraße 5, 8000 München
Teleron (0 89) 26 79 68

Zu diesem Thema als Begleittext:

1, Die Materialien des 7. Parteitages der DKP vom
Januar 1984.
2. Die Materialien der DKP-Betriebsräte-Konferenz vom
Februar 1984.



Und das nächste
Bildungsthema?

Das
internationale

Kräfteverhältnis
und die

kommunistische
Weltbewegung
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